
Sozialdemokrat Weiland*: „Moralische Verpflichtung“
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Wackelige
Konstruktion
Der Krach um die Hamburger
Stahlwerke ist ein Lehrstück über
Genossenkumpanei. Im Mittel-
punkt: der SPD-Politiker Weiland.

a konnten dieVolksvertreter von
CDU und Grün-Alternativer Li-D ste noch so sehr um Aufklärun

barmen,GenosseGerd Gustav antwor
tete nicht. Zur Parlamentsdebatte, b
der es um die HamburgerStahlwerke
(HSW) und deren bisherigen Ge
schäftsführer Gerd Gustav Weiland
54, ging, warWeiland, nebenherSPD-
Bürgerschaftsabgeordneter, garnicht
erst erschienen.

Von den führenden HamburgerSozi-
aldemokraten wollte auch sonst nie-
mand sagen, zu welchen Bedingung
ihr Parteifreund bei den immer wied
durch Bürgschaften der Stadtgestütz-
ten maroden HamburgerStahlwerken
ausgeschieden ist.

Ungeklärt blieb, ob die HSW von e
ner Firma, die unter anderemauch
Weiland gehört, finanziell „abgemol-
ken“ wurde, wie die GAL-Abgeordne
te Krista Sagerargwöhnt. Offen is
auch, ob Weilandmöglicherweise zwa
als HSW-Geschäftsführer gegangen,
Angestellter jedoch geblieben ist, u
sich soeinehöherePension zu sichern
Ehemaliges Weiland-Objekt Hamburger Stahlwerke: „Neue, große Aufgabe im Spezialgebiet“
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„Zu quatschigen Ge
rüchten“, hatte Sprin-
gersBild den einflußrei-
chen Sozialdemokrate
und millionenschwere
Rechtsanwalt (Speziali-
tät: Konkurse) schon
vor der Parlamentssi
zung zitiert, „nehme ich
keine Stellung. Wer die
Fakten nicht kennt,
kann Kritik üben, bis e
schwarzwird.“

Und so blieb beim
Genossenfilz am Mitt
woch vergangener Wo
che in der Bürgerscha
wieder einmal alles so
trübe und undurchsich
tig wie der Winterhim-
mel über Hamburg.

Klar ist nur der An-
fang. 1983 waren die

* In der Hamburger Bürger-
schaft, im März 1992.
HamburgerStahlwerke, damalsTochter
der Korf Stahl AG in Baden-Baden
pleite gegangen. Esging um insgesam
1500Arbeitsplätze, die der Senatretten
wollte.

Weil europäische Richtlinienstaatli-
che Direktsubventionennicht zuließen
wurde ein Privatmann gesucht.Wei-
land, SPD-Abgeordneterseit 1970,ein-
flußreicher Vorsitzender des Haushal
ausschusses derBürgerschaft und al
Vergleichsverwalter bereits mit de
HSW befaßt, war der Auserkorene
sehr zu seinem Vorteil.

Als er 1984 die HSWzusammen mi
dem bisherigen HSW-Geschäftsführ
Wolf-Dietrich Grosse übernimmt, kan
er sich aufeinen Kredit von 20Millio-
nen Mark stützen. Kreditgeber ist di
HamburgischeLandesbank, derenVer-
waltungsrat derHamburger Finanzse-
nator vorsitzt. Das Darlehen müssen
Weiland und Grossewahrscheinlich
weder verzinsen noch tilgen. Zinsen
und Tilgung, heißt es in einer Vorlag
der Wirtschaftsbehörde,sind erst fällig
„aus Gewinnen von HSW – wennsol-
che ausgeschüttet werden“.

Trotz der desolatenFinanzlage de
Unternehmens bekommen dieHSW-
Geschäftsführer Grosse und Weila
ein fürstlichesSalär. Nach einem Ge
schäftsbericht von1992 kassieren die
insgesamt vierGeschäftsführerzusam-
men 2,4 MillionenMark.

1987 kaufen die HSW-Eigentüme
Grosse und Weiland die Zweidritte
mehrheit einer Firma, die denStahl-
werken bessere Absatzmöglichkeit
sichern soll: die WestfälischeDrahtin-
dustrie (WDI) in Hamm. Den Kauf-
preis finanzieren diebeiden unter an
derem mit dem Kredit einer HSW-
Tochterfirma.
Zusätzlichverpflich-
ten sich die HSW,
Grosses und Weiland
Neuerwerbung auße
Rabattenjährlich auch
5,5 Millionen Mark an
Provisionen zu gewäh
ren. Flüssig sind die
Stahlwerke durch
staatliche Kreditsprit
zen.

Das WDI-Geschäf
scheint sehreinträglich
zu sein. Als die maro
den HSW 1992erneut
einen Kredit der Lan
desbank beantrage
möchtensich dieWDI-
Gesellschafter nicht i
die Bücher schaue
lassen. „Die Herren
Grosse und Dr.Wei-
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Weiland-Notar Voscherau: „Honorige Tätigkeit“

D E U T S C H L A N D

-
-
e-
,
n
e

li-
ie

-

-
-

lt
el

r

e

n

ie
-
or-

-

i
“

land betrachten die WDI-
Gruppe als ausschließlich zu
ihrem Privatvermögengehö-
rend und lehnenschon aus die
sem Grunde eine Heranzie
hung zur Besicherung der Kr
ditlinie der Landesbank ab“
heißt es in einem vertrauliche
Papier der Wirtschaftsbehörd
vom 21. Dezember1992.

Im vergangenenJahr, als die
HSW wiederum Geld brau-
chen, bekommt die Wirt-
schaftsbehörde noch deut
cher zu spüren, daß sie d
einst gerufenen Geister so
leicht nicht wieder loswird.
Zwar glauben jetztselbst die
beim ThemaFilz sonst wider-
standsfähigenHamburger So
zialdemokraten nicht mehr,
den Vorwürfen von Medien
und Oppositiongegen Partei
freund Weiland länger stand
halten zu können: Der Anwa
scheidet zum Jahreswechs
1993/94 als Geschäftsführe
s-
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und Gesellschafter bei denHamburger
Stahlwerken aus und trittwenig später
auch vom Vorsitz des Haushaltsau
schusseszurück.

Aber im Streit ums Geld muß der
Wirtschaftssenator – zunächst Hans-J
gen Krupp von der SPD, dannnach der
Wahl im vergangenen September d
von der Wählervereinigung Statt Par
nominierte Erhard Rittershaus – ein
Niederlage nach derandereneinstek-
ken.

Weiland-Kompagnon Grosse hat z
nächst zugestimmt, seinen Anteil an d
WDI als Sacheinlage in die HSW einz
bringen. Doch auf Weilands Einspruch
wird darausnichts.

Lediglich eine WDI-Tochter, dieFir-
ma WDI-Baustahl,wollen die beiden
Geschäftsleute nunhergeben, zu für di
HSW kostspieligenBedingungen. Gros
se und Weilandhaben dieBaustahl1992
auf Pumpgekauft – die Finanzierungs
kosten, jährlich rund 800 000 Mark
müssen nun die angeschlagenen HS
aufbringen. Der Wirtschaftssenat
weistdiese Weiland-Forderung zunäch
entschieden zurück.

Der von Weiland erzwungene Kom
promiß könnte diegesamte Stahlpoliti
des Senats insWanken bringen. Denn
mehr denn je ist danach unklar, ob d
wackeligen HSW-Konstruktionen vo
den Bestimmungen der Europäisch
Union zu Staatssubventionen besteh
können.

Weiland und derFall HSW sind ein
Paradebeispiel fürHamburgerFilzokra-
tie. Wer den unauffälligen Brillenträ-
ger, Typ mausgrauerBürokrat, sieht,
kommt soschnell nicht auf dieIdee, daß
er einen der einflußreichstenMänner
der Stadt vorsich hat.
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Dabei ist der Anwaltseit Jahrzehnten
eine der erstenAdressen,wenn es um
schöne Geschäftegeht. Auch Breme
Sozialdemokratennahmen die Dienst
des HamburgerPolitikers und Rechts
experten immerwieder gern in An-
spruch. Weiland beriet dieBremerVul-
kan-Werft ebenso wie die Hibeg, ein
Beteiligungsholding desLandes Bre-
men.

Als der HamburgerSenat1977 eine
Spielbanklizenz zuvergebenhatte,ver-
trat Anwalt Weiland die erfolgreiche
Bewerbergruppe um den VerlegerJohn
Jahr. Daß ergleichzeitig Vorsitzender
des Haushaltsausschusses der Bür
schaftwar, störte den Juristen nicht. E
habe an den Beratungen undEntschei-
dungen desAusschusses zur Spielba
nicht teilgenommen, beschied erKriti-
ker knapp.

Zu Beginn der achtzigerJahre konnte
Filzokrat Weiland seineStellung noch
verbessern, als er den damaligen SP
Bürgerschaftsabgeordneten und ehem
ligen JustizsenatorFrank Dahrendorf in
seine Kanzleiholte.

Dort war Dahrendorf unter andere
für Verträge mit der DDR-Deponie
Schönberg zuständig. Ervertrat juri-
stisch dieFirma HanseatischesBaustoff-
Kontor (HBK), die westdeutschenMüll
an die Skandal-Kippe vermakelte.

Als Mitte der achtzigerJahre einPar-
lamentsausschuß Schlampereien bei
HamburgerStadtreinigunguntersuchte
ging esunter anderemauch um Zustan
dekommen undBedingungen einesüber
die HBK abgeschlossenenZehnjahres-
vertrags für Mülltransporte nachSchön-
berg. Als parlamentarischer Kontrolle
dabei: Dahrendorfs Mentor und Partn
Weiland.
Beim einträchtigen SchreitenSeit an
Seitmachte auch derjetzigeBürgermei-
ster Henning Voscheraujahrelangmit.
Der Sozialdemokrat warseit Mitte der
siebzigerJahre bis zuseinemAmtsan-
tritt als Bürgermeister1988 Weilands
Notar.

„Dr. Weiland“, räumte Voscherau
Anfang Januargewunden ein, „hat di
Beurkundungspflicht des Notarsoftmals
– häufig auch bei Kaufverträgen – i
Anspruch genommen, auch imHinblick
auf Stahlfirmen.“Etwa 1984, alsWei-
land für die SPD-regierte Stadt in d
Hamburger Stahlwerke einstieg. Vo
scherau war damals SPD-Fraktionsv
sitzender.

„Mit Filz“, so der Bürgermeister, ha
be „das Ganze“ dennoch„nichts zu
tun“. Er schämesich seiner „honorigen
Tätigkeit“ alsNotar nicht.

Ähnlich positiv sieht auch Weiland
seinWirken: Grundlage fürseinen Ein-
satz bei denHamburgerStahlwerken se
allein die „moralische Verpflichtung
gewesen, Arbeitsplätze zuretten, sagt
er.

Und weil Wohltäter indieserschwie-
rigenZeit bekanntlich überall gebrauc
werden, ist GenosseGerdGustavschon
wieder im Einsatz. Erhabe,begründete
er seinFehlen bei derBürgerschaftsde
batte in dervergangenen Woche, „ein
neue,große Aufgabe in meinemSpezi-
algebiet, der Sicherung vonArbeitsplät-
zen, übernommen“. Y
r-

-
-

r

B e h i n d e r t e

Schrei
nach Liebe
Eine Rollstuhlfahrerin aus Halle
erfand einen Skinhead-Überfall –
wahrscheinlich aus seelischer Not.

ls Sachsen-Anhalts Ministerpräs
dentChristoph Bergner (CDU) auAseinem Neujahrsempfang de

„schrecklichen Fall ausHalle“ ansprach
herrschteunter den Gästenplötzlich be-
tretenesSchweigen.

Ein 17 Jahrealtes behindertes Mäd
chen sei, soBergner, inseinerHeimat-
stadt Halle einem grausamen Überf
von Skinheads zumOpfer gefallen. Am
hellichten Taghätten dieRechtsradika
len ihr in der Südstadt einHakenkreuz
in die Wange geritzt.

Das Bild von derWundeging um die
Welt als ein besondersinfames Beispie
rechten Terrors in Deutschland.Politi-
ker entrüstetensich, über 10 000Men-
schen demonstrierten am Donnerst


